
Frage Nr. 2 an die Parteien zur Bundestagswahl 

Seit mehr als 30 Jahren werden Strategien der kommunalen Kriminalprävention in ländlichen 

wie auch in urbanen Räumen umgesetzt. In welcher Form sollen diese Strukturen nach der 

Programmatik Ihrer Partei weiterentwickelt und gestärkt werden? 

Antwort Freie Demokratische Partei 

„Die Sicherheit im öffentlichen Raum muss allen Bürgerinnen und Bürgern zur Verfügung 

stehen – ob zur Ausübung von Grundrechten, die für die freiheitlich-demokratische 

Grundordnung besonders bedeutsam sind, wie der Versammlungsfreiheit, oder schlichtweg 

zum Aufenthalt in der Freizeit. Der Staat hat die Aufgabe, die öffentliche Sicherheit zu 

schützen. Dazu sollte er primär auf faktenbasierte Präventionskonzepte setzen. Dabei sind 

auch die Besonderheiten der Jugendkriminalität – auch beispielsweise in Verbindung mit 

Alkoholkonsum – zu berücksichtigen, auf die typischerweise erfolgreich mit erzieherischen 

Maßnahmen eingewirkt werden kann. Bei Regelverstößen muss die öffentliche Hand 

hinreichend ausgestattet sein, um mit repressiven Maßnahmen zu reagieren. Um die 

Sicherheit im öffentlichen Raum zu stärken, bedarf es in der Regel nicht einer Verschärfung 

von Gesetzen. Vielmehr müssen vorhandene Gesetze konsequent angewendet werden. 

Maßgeblich für den Erfolg staatlicher Maßnahmen im präventiven und repressiven Bereich ist 

jedoch eine spürbare Präsenz der Behörden im öffentlichen Raum.“ 


